
3Dienstag, 8. Februar 2022

Arbeitslosigkeit bleibt 
bei 2,6 Prozent
Bern – Die Lage auf dem Schwei-
zer Arbeitsmarkt hat sich zum Jah-
resstart 2022 wenig verändert. Die 
Zahl der Arbeitslosen ist gegen-
über dem Dezember zwar leicht 
gestiegen, die Arbeitslosenquote 
verharrte jedoch bei 2,6 Prozent. 

CS-Experten rechnen 
mit Zinsanstieg
Zürich – Die Experten der Credit 
Suisse gehen in einer neuen Studie 
davon aus, dass die Schweizerische 
Nationalbank im Jahr 2023 den 
Leitzins zwei Mal um insgesamt 
0,5 Prozentpunkte anheben wird. 
Bisher hatte die CS weder für 2022 
noch für 2023 einen Zinsschritt  
der SNB vorausgesagt. 

Alpiq plant grösste 
Solaranlage im Wallis
Zürich – Der Energiekonzern Alpiq 
plant in Gondo VS die grösste 
Solaranlage in den Schweizer 
Alpen. Das Projekt Gondosolar an 
der Grenze zu Italien will sich zu-
nutze machen, dass die Sonnen-
strahlung in höheren Lagen stärker 
ist als im Mittelland und zudem die 
Wolkenbedeckung relativ gering. 

Polizei bremst 
Covid-Autodemo aus
Bern – Die Berner Polizei hat ges-
tern eine unbewilligte Auto-Kund-
gebung massnahmenkritischer 
Kreise mehrheitlich unterbunden. 
Der Bundesplatz wurde frühzeitig 
für den Verkehr abgeriegelt. Teil-
nehmer hatten im Vorfeld gedroht, 
Bern blockieren zu wollen. 

Bern will rasches Ende 
der Zertifikatspflicht
Bern – Die Berner Kantonsregie-
rung unterstützt grundsätzlich  
die rasche Aufhebung der verbliebe-
nen Corona-Massnahmen in einem 
Schritt am 17. Februar. Sie will aber, 
dass die Maskentragpflicht weitere 
drei bis vier Wochen gilt.
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BÖRSEN & DEVISEN

Gegner der Tabak-Initiative nehmen kleine Kantone ins Visier

Kein Schweizer Interessent für Munitionsfabrik in Sicht

Zürcher Freisinn steht vor Richtungsentscheid

Rauchzeichen über dem Land

Politiker warnen vor Verkauf ins Ausland

«Ausprobieren» oder auf «Ausprobieren» oder auf 
«das Machbare» setzen?«das Machbare» setzen?

Eine Mehrheit der Bevölkerung 
dürfte am Sonntag die Zigaret-
tenwerbung für Jugendliche 
verbieten. Bei der jüngsten 
Umfrage von GfS Bern lag die 
Zustimmung bei 63 Prozent.

Die Gegner haben nur noch 
eine Chance: das Tabakwerbe-
verbot am Ständemehr schei-
tern lassen. Denn weil es sich 
um eine Initiative handelt, muss 
nicht nur die Mehrheit des 
Volks, sondern auch jene der 
Kantone Ja sagen.

Das Ständemehr wird Vorla-
gen immer wieder zum Verhäng-
nis. Je mehr sich die Zustim-
mung in der Bevölkerung der 
50-Prozent-Grenze nähert, des-
to eher kann eine Vorlage am 
Ständemehr scheitern.

Die Gegner setzen ihre ganze 
Kraft in denjenigen Kantonen 
ein, die kippen könnten. Natür-
lich fliesst Geld von den Tabak-
konzernen in den Abstim-
mungskampf. Aber es gebe auch 
Gratiswerbefläche von Werbe-
vermarktern und Medien, so 
der Insider.

Man muss nicht lange rät-
seln, in welchen Kantonen die 
Abstimmung entschieden wird. 
«Die Gegner des Tabakwerbe-
verbots hoffen, die kleineren 
Deutschschweizer Kantone auf 
ihrer Seite zu haben», sagt Poli-
tikwissenschaftler Claude 
Longchamp (64). Das wären 
schon mal sieben Nein-Kanto-
ne.

Das reicht nicht. Also müs-
sen sie «einen Kranz weiterer 
Kantone gewinnen», wie sich 
der Politbeobachter ausdrückt. 
«Erfahrungsgemäss sind das 
St. Gallen, Luzern, Aargau, 
Solothurn und 
Thurgau», so 
Longchamp. 
«Dann wird es 

spannend, denn das gibt erst 
zwölf Standesstimmen – eine  
zu wenig.» Diese fehlende Stim-
me holten sich die Gegner am 
wahrscheinlichsten in Grau-
bünden, Basel-Landschaft oder 
im Tessin.

Inserate und gezielt platzier-
te Artikel dürften für eine Kam-

pagne in solchen 
Kantonen 

hilfreich 
sein, so 
Long-
champ, 
der den 
Abstim-

mungs-
sonntag 

auch dieses Mal auf Blick TV 
kommentieren wird.

Um das Ständemehr zu kip-
pen, ist in der Deutschschweiz 
die Agentur Kommunikations-
plan eingespannt worden.  
Einen Hinweis auf deren Aktivi-
täten gibt eine Auswertung von 
Année Politique Suisse (APS) an 
der Universität Bern. Diese 
zeigt, dass es ungewöhnlich  
viele Anzeigen zum Tabakwer-
beverbot gab. In den untersuch-
ten Zeitungen waren es 351. Mit 
insgesamt 410 Inseraten wur-
den einzig zum Medienpaket 
mehr Anzeigen geschaltet.

Während die beiden Studien-
autoren Anja Heidelberger und 
Marc Bühlmann mit ihrem Team 
zum Medienpaket überwiegend 
Pro-Inserate zählten, war es 
beim Werbeverbot umgekehrt. 
Was besonders auffällt: Die In-

serate gegen das Tabakwerbe-
verbot finden sich häufig nicht 
in Zeitungen, die ihre Leser in 
Zürich, Bern oder Basel haben, 
sondern vielmehr in Zentral-
schweizer Medien oder bei-
spielsweise in St.  Gallen.

Doch am Sonntag wird nicht 
nur entscheidend sein, wie die 
genannten Kantone mehrheit-
lich stimmen. Wie GfS Bern zur 
Umfrage schreibt, wäre für ei-
nen Umschwung beim Stände-
mehr auch eine starke Mobili-
sierung «vor allem auch in ka-
tholischen Regionen mit histo-
risch starker Mitte nötig». Doch 
die Mitte-Partei ist gespalten: In 
elf Kantonen hat sie die Ja-Paro-
le beschlossen – in elf anderen 
sagt sie Nein. Nein sagt auch die 
Junge Mitte, während die Mitte-
Frauen fürs Verbot sind. 

� PASCAL TISCHHAUSER

Heute Dienstag entschei-
det der Zürcher Freisinn, 
wer für ihn in einem Jahr 
den Sitz im Regierungsrat 
zurückerobern soll, der 
2019 an den Grünen Mar-
tin Neukom (36) ging. Es 
ist ein Stück weit eine 
Richtungswahl, der das 
Selbstverständnis der 
wichtigen Kantonalpartei 
bestimmen könnte. Denn 
mit dem Küsnachter Ge-
meindepräsidenten Mar-
kus Ernst (49) und Avenir-
Suisse-Direktor Peter Grü-
nenfelder (54) stehen 
sehr unterschiedliche Per-
sönlichkeiten zur Aus-
wahl.

Persönlichkeiten, die 
auch zeigen, wie breit man 
den Begriff «liberal» heute aus-
legen kann. Beispiel Ausländer-
stimmrecht: Ernst lehnt ein 
solches ab, Grünenfelder hin
gegen findet, dass Gemeinden, 
die das wollen, Erfahrung damit 
sammeln sollten. Ohne grosses 
Tamtam, einfach mal in Pilotver-
suchen.

Beispiel Klimapolitik: Ernst 
setzt auf lokal produzierten 
Strom statt fossile Brennstoffe, 
Grünenfelder nennt schatten-
spendende Bauten, hitzeresis-
tente Pflanzen und Mobility 
Pricing.

Ernst ist seit 2013 Küsnachter 
Gemeindepräsident und hat die 
klassische Ochsentour absol-
viert. Grünenfelder hingegen 
hatte noch nie ein politisches 
Amt inne. Er sieht das keines-
wegs als Nachteil: Markus Ernst 
stehe für die traditionelle poli
tische Karriere – er hingegen für 
«liberalen Aufbruch und Er
neuerung».

Und weniger Staat, sollte man 
hinzufügen. Als Direktor einer 
«liberalen Denkfabrik» schiesst er 
seit Jahren gegen den vermeint-
lich aufgeblähten Staat – würde 

er gewählt, würde er diesen mit 
Sicherheit auf Diät setzen.

Grünenfelder will frischen 
Wind in die Zürcher Politik brin-
gen. Sein Standardsatz: «Zürich 
muss wieder Lokomotive der 
Schweiz werden.» Er will die 
Steuern senken, Start-ups an-
ziehen und generell wieder 
«mehr ausprobieren». Für ihn ist 
klar, Zürich muss sich mit Lon-
don, Singapur, Hongkong messen.

Ausprobieren und sich den 
Kopf einrennen? Markus Ernst 
verweist auf seine langjährige 
Erfahrung und sein «Gespür da-

für, was tatsächlich mach-
bar ist». Sein Hauptziel 
ist, die Gräben, die die 
Corona-Politik aufgeris-
sen hat, zuzuschütten, 
um «das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Politik 
zurückzugewinnen».

Der Küsnachter vertritt 
zudem das ländliche 
Zürich – das könnte ein 
Vorteil für ihn sein. Denn 
mit Carmen Walker Späh 
(64), die bei den Wahlen 
2023 wieder antritt, sitzt 
schon eine Stadtzürche-
rin für die FDP im Regie-
rungsrat. Ernst will die 
Stimme für die ländlichen 
Regionen Zürichs sein, die 
er in der Kantonsregie-
rung untervertreten 

sieht.
Egal, ob sich die Zürcher FDP 

fürs «Ausprobieren» oder «das 
Machbare» entscheidet: Ob die 
FDP den Sitz überhaupt holen 
kann, ist fraglich. Wie gross die 
Chancen sind, wieder zu zweit in 
der Regierung vertreten zu sein, 
wird nicht zuletzt auch davon 
abhängen, ob Finanzdirektor 
Ernst Stocker (66, SVP) und Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner 
(64, Mitte) im Februar nochmals 
antreten. Eine Vakanz würde die 
Chancen der FDP sicher erhö-
hen.� LAURA MONTANI, SERMÎN FAKI

einer Motion hatte sich Salz-
mann dafür eingesetzt, die Ruag-
Tochter zu erhalten, um die Ver-
sorgungssicherheit von Armee 
und Polizei zu gewährleisten. 
Die Munitionssparte sollte in 
Schweizer Hand bleiben.

Dafür aber stünden die Chan-
cen schlecht, schreibt Tippin
point. Unter den Bietern sei kein 
einziger Schweizer Investor. Es 

handle sich neben Beretta um 
den norwegischen Staatsbetrieb 
Nammo sowie die beiden tsche-
chischen Konzerne Czechoslovak 
Group und CZ Group.

Die Preisspanne für die 
Schweizer Munitionsfabrik liege 
zwischen 350 und 400 Millionen 
Franken, heisst es. Die Beteilig-
ten selber geben sich alle äus-
serst zugeknöpft. � DANIEL BALLMER

Der Bundesrat will die Ruag-
Munitionsfabrik Ammotec

in Thun verkaufen.

Politologe Claude Longchamp kommentiert 
am Sonntag den Abstimmungstag auf Blick TV.

Die Gegner des Tabakwerbeverbots
konzentrieren sich auf ländliche Kantone.

Der Küsnachter Gemeindepräsident und 
Unternehmer Markus Ernst möchte das Vertrauen

der Zürcher in die Politik wieder herstellen.

Avenir-Suisse-Direktor Peter Grünenfelder 
kandidiert, weil er Zürich wieder 

zur «Lokomotive der Schweiz» machen will.

Faxgeräte stehen für 
Kommunikation in der vordigitalen Zeit.

Sammlung zu Corona gewesen», 
so Jaquemet.

Gut möglich, dass sich das 
Museum bald aus vielen weite-
ren Tweets und Memes bedienen 
kann, in denen darüber gelästert 
wird, was das BAG für Faxen 
macht.


